
Die Flüchtlingskrise hat uns 2015
nicht nur in Bezug auf ihre un-
mittelbare Bewältigung vor große

Herausforderungen gestellt. Wenn Zig-
tausende Menschen mit unterschiedli-
chen kulturellen Hintergründen nach
Österreich kommen, dann hat das auch
Auswirkungen auf Entwicklungen in
Österreich, die wir bei der Betrachtung
des Themas hinsichtlich der Sicherheit
mitbedenken müssen“, sagt Konrad
Kogler, Generaldirektor für die öffent-
liche Sicherheit.“ Das Thema sorgte
auch in der öffentlichen Diskussion für
gegensätzliche Meinungen. Neben ver-
balen Auseinandersetzungen über das
Thema ist auch die Zahl der Straftaten
mit rechtsextremistischen, fremden-
feindlichen und rassistischen Motiven
gestiegen. Dabei ist die Zahl der Ge-
waltdelikte im Vergleich mit 2014 na-
hezu gleich geblieben, es gab aber ei-
nen deutlichen Anstieg der Zahl an
Sachbeschädigungen und Verhetzungs-
delikten.

Die Zahl der asylfeindlichen Tat-
handlungen hat sich von Oktober bis
Dezember 2015 nach oben entwickelt.
Während im ers ten Halbjahr 15 derartig
motivierte Taten begangen wurden,
konnten im dritten Quartal 77 und im
letzten Quartal 95 solcher Straftaten
wahrgenommen werden. Insgesamt ist
die Zahl der rechtsextremistisch moti-
vierten Tathandlungen im Vergleich zu
2014 um mehr als 50 Prozent gestiegen.

Extremismus. Die größte Bedrohung
für die innere Sicherheit in Österreich
geht nach wie vor vom religiös moti-
vierten Extremismus und Terrorismus
aus. „Mit Ende 2015 sind uns 259 Per-
sonen bekannt gewesen, die aus Öster-
reich in den Dschihad nach Syrien oder
in den Irak gereist sind oder dorthin
reisen wollten“, berichtet Mag. Peter
Gridling, Direktor des Bundesamts für
Verfassungsschutz und Terrorismus-
bekämpfung (BVT). 41 dieser Perso-
nen sind an der Ausreise gehindert
worden, 79 sind wieder nach Öster-
reich zurückgekehrt und 43 Personen
sind mit höchster Wahrscheinlichkeit
im Krisengebiet getötet worden. „Die
größten Sorgen bereiten uns die Heim-

kehrer, bei denen die Sicherheitsbehör-
den davon ausgehen müssen, dass sie
eine potenzielle Gefahr darstellen kön-
nen.“ In Österreich steigt die Zahl der
radikalisierenden Anhänger des salafi-
stischen Dschihadismus. In den mei-
sten Fällen spielen das unmittelbare
Umfeld der Personen sowie charismati-
sche Persönlichkeiten bzw. ideologi-
sche Anführer eine große Rolle im Ra-
dikalisierungsprozess. 

Radikale Predigten und Propagan-
damaterial erfüllen dabei oft eine ge-
meinschaftsstiftende Funktion. Die Be-
ziehung der radikalisierten Personen zu
anderen Gruppenmitgliedern und die
Annahme der salafistisch-dschihadisti-
schen Ideologie tragen zur Entwick-
lung einer neuen Identität und der
Identifizierung mit der Gruppe bei. 

Der Bruch mit dem gewohnten so-
zialen Umfeld und die Abschottung in-
nerhalb der Gruppe fördert die polari-
sierende Wirkung der radikalen Ideolo-
gie. Meist sind Jugendliche oder junge
Erwachsene vom Phänomen der Radi-
kalisierung betroffen. Während in den
letzten Jahren überwiegend Männern
zwischen 18 und 35 Jahren in Kriegs-
gebiete gereist sind oder dies versucht
haben, kann mittlerweile europaweit
festgestellt werden, dass vermehrt (jun-
ge) Frauen ausreisen und aus eigenem
Entschluss in Kriegsgebiete gehen

bzw. sich terroristischen Organisatio-
nen anschließen. Die meisten „Foreign
Fighters“ aus Europa kommen aus dem
Vereinigten Königreich, Frankreich,
Deutschland und Belgien. Im Verhält-
nis zur Einwohnerzahl nimmt aller-
dings Österreich in dieser Statistik hin-
ter Belgien den zweiten Platz ein.

Prävention. Die Staatsschutzbehör-
den setzen verstärkte Präventionsarbeit
als Gegenmaßnahme ein. Neben der
Sensibilisierung und Ausbildung der
Sicherheitsbediensteten des Innenres-
sorts, wurde die interministerielle Zu-
sammenarbeit gestärkt. Unter anderem
wurden Bedienstete von Justizvoll-
zugsanstalten geschult und Präventi-
onsveranstaltungen mit dem Justizmi-
nisterium durchgeführt. 

Ebenso wird die im Dezember 2014
im Bundesministerium für Familien
und Jugend eingerichtete Beratungs-
stelle Extremismus unterstützt und im
Sinne der gesamtgesellschaftlichen
Verantwortung, gemeinsame Präventi-
onsveranstaltungen organisiert. In Zu-
sammenarbeit mit Wissenschaftlern der
Universität Wien hat sich das BVT bei
der Gründung von RAN Austria, dem
Österreich-Ableger des Radical Awa-
reness Networks der Europäischen
Union, ebenso engagiert wie beim Pro-
jekt VORTEX (Vienna Observatory for
the applied Research on Terrorism and
Extremism), das die innermuslimische
Debatte und ein tolerantes und plurali-
stisches Islamverständnis fördern soll,
um einen nicht extremistischen Islam
zu unterstützen.

Rechtsextremismus. Im Phänomen-
bereich „Rechtsextremismus“ ist der
durch die öffentliche Auseinanderset-
zung mit der Flüchtlingsthematik mit
verantwortete Anstieg der Zahl an
rechtsextremistisch und fremdenfeind-
lich/rassistisch motivierten Straftaten
auffallend. 2015 sind von den Sicher-
heitsbehörden 1.156 Tathandlungen
mit rechtsextremistischem, fremden-
feindlichem/rassistischem, islamopho-
bem, antisemitischem Hintergrund
wahrgenommen worden. Das sind um
54,1 Prozent mehr als im Jahr 2014
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Religiöser Extremismus 
Zwei Themen beherrschen den Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2015: Religiös motivierter Extre-

mismus sowie der Anstieg von rechtsextremistisch und fremdenfeindlich motivierten Straftaten. 

Kritische Infrastruktur: Der Schutz 
von Anlagen hat hohe Priorität.



(750 Tathandlungen). Die Auf-
klärungsquote ist im selben Zeitraum
von 59,7 auf 65,1 Prozent gestiegen.
Aus diesen Tathandlungen erfolgten
1.691 Anzeigen. Die meisten gab es
mit 953 nach dem Verbotsgesetz, 695
Anzeigen erfolgten nach dem Strafge-
setzbuch (u. a. 282 Anzeigen wegen
Verhetzung und 289 Sachbeschädigun-
gen). Auch bei den Hinweisen, die bei
der Internet-Meldestelle „NS-Wieder-
betätigung“ eingelangt sind, gab es
neuerlich eine Steigerung. 3.913 Infor-
mationen und Hinweise im Jahr 2015
bedeuten einen zahlenmäßigen Anstieg
gegenüber 2014 (3.354 Eingänge) um
16,7 Prozent.

Linksextremismus. Deutlich gesun-
ken ist hingegen die Zahl der Tathand-
lungen und Anzeigen wegen linksex-
tremistisch motivierter Straftaten. Es
gab 186 Tathandlungen und daraus re-
sultierend 312 Anzeigen (2014: 371
Tathandlungen und 545 Anzeigen), die
Aufklärungsquote lag bei 20,4 Prozent
(2014: 25,3 Prozent). Mehr als die
Hälfte aller Anzeigen betrafen Strafta-
ten in der Bundeshauptstadt Wien. Al-
leine im Zusammenhang mit Protestak-
tionen gegen den Wiener Akademiker-
ball Ende Jänner 2015 wurden 117 An-
zeigen erstattet. 

Kritische Infrastruktur. Die oft eng
miteinander verbundenen Bereiche
„Schutz kritischer Infrastruktur“ und
„Cyber-Sicherheit“ erlangen immer
stärkere Bedeutung. Betreiber kriti-
scher Infrastruktur, die z. B. die Ver-
sorgung mit Elektrizität, Wasser, Le-
bensmittel und Medikamenten, den Be-
trieb von Krankenhäusern oder die
Tätigkeit von Hilfs- und Einsatzkräften
garantieren, sind von politischen, öko-
nomischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklungen beeinflusst. Zusätzlich gibt
es Risiken und Gefahrenpotenziale aus
dem terroristischen, extremistischen
sowie kriminellen Spektrum. 

Unter anderem geht auch erhebli-
ches Gefahrenpotenzial von Trojanern,
Viren und Spyware aus. 200.000 neue
Schadprogramme bzw. Mutationen
werden täglich entdeckt. Die starke
Verbreitung und die leichte Bezugs-
möglichkeit im Internet ermöglicht es,
auch ohne Vorkenntnisse sehr großen
Schaden anrichten zu können. 

In Österreich gab es 2015 vereinzelt
Vorfälle bei Unternehmen kritischer
Infrastruktur, die zu temporären Ein-

schränkungen der Funktionalität der
Unternehmen geführt hatten. Das BVT
versucht durch eine verstärkte Kom-
munikation, Kooperation und Koordi-
nation mit Betreibern kritischer Infra-
struktur deren Schutz und Sicherheit
und damit die gesamtstaatliche Resili-
enz zu verbessern. 

In der im BVT eingerichteten zen-
tralen Kontakt- und Meldestelle gingen
74 Meldungen und Anfragen von Un-
ternehmen ein, außerdem wurden über
das Frühwarnsystem Warn- bzw. Infor-
mationsschreiben über aktuelle Bedro-
hungen an Betreiber übermittelt.

Wirtschafts- und Industriespionage.
Das BVT kooperiert zur Bekämpfung
von Wirtschafts- und Industriespionage
eng mit der Wirtschaftsverbänden, der
Wirtschaftskammer Österreich, der In-
dustriellenvereinigung und dem univer-
sitärem Bereich. Im September 2015
fand ein CEO-Briefing zum Thema
„Internationale Wirtschafts- und Indus -
triespionage“ statt, in dem nationale
und internationale Sicherheitsexperten
über die Gefahren referierten und eine
stärkere Vernetzung der knapp 70 teil-
nehmenden Geschäftsführer und Si-
cherheitsexperten erzielt werden konn-
te. 

Weiters wurde im Auftrag des BVT
die Studie „Wirtschafts- und Industrie-
spionage in österreichischen Unterneh-
men 2015“ durch den FH Campus
 Wien durchgeführt, in enger Kooperati-
on mit der Wirtschaftskammer Öster-
reich und der Industriellenvereinigung.

Die Befragung von 15.000 Unterneh-
men in Österreich und die Auswertung
von etwa 1.150 Fragebögen (Rücklauf-
quote: 7,7 Prozent) zeigte, dass in den
letzten fünf Jahren hochgerechnet fast
8.400 Unternehmen Opfer von Wirt-
schafts- und Industriespionage waren.
Dabei entstanden fast drei Viertel der
betroffenen Unternehmen erhebliche
Folgeschäden, wie der Verlust von
Aufträgen oder Kunden sowie Image-
Schäden. Der österreichische Gesamt-
schaden lässt sich mit jährlich etwa ei-
ner Milliarde Euro beziffern.

Polizeiliches Staatsschutzgesetz.
Ein Beitrag des Verfassungsschutzbe-
richtes 2015 widmet sich der Entste-
hung und den Inhalten des „Polizeili-
chen Staatsschutzgesetzes“. Das Ge-
setz, das nach fast zweijähriger Vorbe-
reitung und Diskussion mit vielen In-
teressensgruppen entstanden ist, wird
die künftige Tätigkeit der österreichi-
schen Staatsschutzbehörden prägen. 

„Das Polizeiliche Staatsschutzgesetz
präzisiert den Aufgabenbereich der
Staatsschutzbehörden, gibt ihnen die
notwendigen und dem Bedarf ange -
pass ten Möglichkeiten für ihre Arbeit
und achtet auf entsprechende Rechts-
schutzmaßnahmen“, sagte BVT-Direk-
tor Gridling. „Dadurch können wir be-
reits früher agieren, um geplante
Straftaten verhindern zu können – und
nicht erst dann einschreiten, wenn das
Sicherheitspolizeigesetz oder die
Strafprozess ordnung Schritte vorse-
hen.“          Harald Noschiel
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